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Am 01.08.2016 trat die Novellierung des 
§  63 StGB in Kraft. Laut Heiko Maas, 
zum damaligen Zeitpunkt Bundesminis-
ter der Justiz und für Verbraucherschutz, 
bestand das Ziel der Novellierung dar-
in, dass Betroffene besser vor unverhält-
nismäßigen und unverhältnismäßig lan-

gen Unterbringungen geschützt werden. 
Neben der Anhebung der Unterbrin-
gungsvoraussetzungen sollten Unter-
bringungen nach § 63 StGB künftig eng-

maschiger durch fachliche Gutachten auf 
ihre weitere Notwendigkeit hin überprüft 
werden. Mit dieser Neuregelung sollte der 
bereits vom Bundesverfassungsgericht 
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Zusammenfassung 
Mit der Novellierung des § 63 StGB geht ein deutlicher Anstieg 
der erforderlichen kriminalprognostischen Gutachten einher. 
Dem steht eine vergleichsweise kleine Anzahl Sachverständiger 
gegenüber, wodurch sich Engpässe in der Gutachtenerstellung 
ergeben. Dies führt zu langen Wartezeiten, teilweise bis zu ei-
nem Jahr, die mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nicht ver-
einbar sind. Dies hängt unter anderem damit zusammen, dass in 
manchen Regionen derzeit vorrangig oder sogar ausschließlich 
Fachärzte für Psychiatrie oder Ärzte ohne Fachausbildung und 
teilweise ohne forensische Sachkunde und Erfahrung als Sach-
verständige bestellt werden. Die Problematik wird sich durch 
den zunehmenden Ärztemangel in den nächsten Jahren weiter 
verschärfen. Dabei stehen mit approbierten Psychologischen 
Psychotherapeuten und Fachpsychologen für Rechtspsycho-
logie/ M.Sc. Rechtspsychologen weitere rechtlich anerkannte 
und qualifizierte Sachverständige zur Verfügung. Der Artikel 
setzt sich mit den diesbzgl. rechtlichen sowie mit den Qualifika-
tionsaspekten auseinander und zeigt rechtskonforme Lösungs-
möglichkeiten auf.

Schlüsselwörter  Novellierung § 63 StGB – Reform – Gutach-
ten – Sachverständige – Prognose – Qualifikation
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The amendment of section 63 StGB and the resulting 
consequences for assessment practices
– For comparable qualification of medical and psycho-
logical experts in official opinions on prediction –

Abstract
The amendment of section 63 of the German Criminal Code (Straf-
gesetzbuch – StGB) entails a significant increase in required crim-
inal risk assessments. The number of official experts is compara-
tively low at the same time, resulting in delays to the preparation 
of expert opinions. This leads to long waiting times, sometimes 
up to a year, which are not compatible with the principle of pro-
portionality. Among other things, this is to do with the fact that 
the people appointed as official experts in some regions at the 
present time are mainly, or even exclusively, specialists in psychia-
try or doctors without special training, some of whom have no fo-
rensic expertise and experience. The problem will be exacerbat-
ed by the increasing shortage of doctors over the next few years. 
On the other hand, legally recognised and qualified experts are 
available to act as certified psychologists, psychotherapists and 
forensic psychologists (BDP/DGPs or M.Sc.). This article discusses 
possible legal issues and aspects of qualification of experts in this 
connection and highlights legally compliant solutions.

Keywords  amendment section 63 StGB  – reform  – expert 
opinion – official expert – prediction – qualification
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betonte Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit gestärkt und so ein klares Zeichen für 
den Rechtsstaat gesetzt werden (Presse-
mitteilung des Bundesministeriums vom 
29.04.2016).

In der praktischen Umsetzung treten 
dabei verschiedene Probleme auf: Der 
nun zu erwartenden deutlich gestiegenen 
Anzahl an kriminalprognostischen Gut-
achten steht eine vergleichsweise kleine 
Anzahl an Sachverständigen gegenüber. 
Daraus ergeben sich Engpässe bei der 
Gutachtenerstellung, wodurch Justiz und 
Patienten teilweise über ein Jahr auf die 
Fertigstellung eines Gutachtens warten 
müssen. Diese zeitlichen Verzögerungen 
widersprechen jedoch dem ausgewiese-
nen Ziel der Gesetzesnovellierung, unver-
hältnismäßig lange Unterbringungszeiten 
zu verhindern.

Im Weiteren wird dadurch die Umset-
zung der in den Maßregelvollzugsge-
setzen formulierten Ziele und Grund-
sätze erschwert. So wird beispielsweise 
in §  2 Abs.  3 MVollzG Rheinland-Pfalz 
gefordert, dass so schnell wie möglich 
Lockerungen von Freiheitseinschrän-
kungen ermöglicht werden sollen. Durch 
die genannten Engpässe bei der Gut-
achtenerstellung kommt es jedoch auch 
hier zu Verzögerungen, da die Behandler 
anstehende Gutachten abwarten, um bei 
lockerungsrelevanten Entscheidungen 
auf externe Einschätzungen zurückgrei-
fen zu können. 

Die externen Gutachten haben 
zudem maßgeblichen Einfluss auf die 
weitere Therapieplanung. Im Maßre-
gelvollzug gab es Fälle von „Therapie-
stillstand“, in denen Fortschritte in der 
Behandlung nicht zeitnah in Lockerun-
gen erprobbar waren. Diese konnten 
nicht eingesetzt werden, da der Staatsan-
waltschaft die für ihre notwendige Stel-
lungnahme erforderlichen Akten nicht 
vorlagen – diese befanden sich seit über 
einem Jahr beim beauftragten Gutach-
ter. Teilweise mussten deswegen Wohn-
heimplätze abgesagt werden, was die 
Unterbringungsdauer verlängerte. Somit 
wird durch die zeitlichen Verzögerungen 
das Erreichen des Maßregelvollzugsziels  
behindert. 

Dies hängt unter anderem damit 
zusammen, dass in manchen Regionen 

derzeit vorrangig oder sogar ausschließ-
lich Ärzte und Fachärzte für Psychiat-
rie (teilweise ohne forensische Sachkun-
de und Erfahrung) als Sachverständige 
bestellt werden, obwohl mit approbier-
ten Psychologischen Psychotherapeuten 
und Fachpsychologen für Rechtspsycho-
logie / M.Sc. Rechtspsychologen weite-
re rechtlich anerkannte und qualifizier-
te Sachverständige zur Verfügung stehen 
(zur Frage der Qualifizierungsvorausset-
zungen bei der Erstellung von Progno-
segutachten siehe auch Brettel, Höffler, 
Rettenberger [3]).

Rechtliche Aspekte 

Gemäß § 463 Abs. 4 StPO sollen mit der 
Begutachtung nur ärztliche oder psycho-
logische Sachverständige beauftragt wer-
den, die über forensisch-psychiatrische 
Sachkunde und Erfahrung verfügen. 
Nach §  16 Abs.  3 MVollzG Nordrhein-
Westfalen sind Patienten durch ärztli-
che oder nicht-ärztliche Sachverständige 
zu begutachten. Bei ärztlichen Erstgut-
achten sollen Zweitgutachten von nicht-
ärztlichen Sachverständigen erstellt wer-
den und umgekehrt. Laut §  16 Abs.  2 
MVollzG Rheinland-Pfalz kann bei der 
Beurteilung der Gefährlichkeit auf foren-
sisch erfahrene externe Sachverständi-
ge zurückgegriffen werden. Gemäß BT-
Drs. 13/7559, BT-Drs. 13/8585, BT-Drs. 
13/9062 sollen alle Ressourcen ausge-
schöpft werden.

Laut Psychotherapeutengesetz 
(PsychThG) ist der Psychologische Psy-
chotherapeut durch seine Approbation 
(Staatsexamen) dem Facharzt für Psychi-
atrie (und Psychotherapie) gleichgestellt. 
Neben dieser gesetzlichen Legitimierung 
sind Psychologische Psychotherapeuten, 
Fachpsychologen für Rechtspsycholo-
gie/ M.Sc. Rechtspsychologen und Fach-
ärzte für Psychiatrie (und Psychothera-
pie) mit forensischer Sachkunde und 
Erfahrung durch ihre Ausbildung für die 
Begutachtung der Gefährlichkeit (Rück-
fall- oder Kriminalprognose) gleicher-
maßen qualifiziert. Vergleichbares gilt 
auch für die Begutachtung der Schuld-
fähigkeit gemäß §§  20, 21 StGB, was 
jedoch einer gesonderten Erörterung  
bedarf. 

Qualifikationsaspekte

Ärzte und Psychologen erlernen im Rah-
men ihrer Ausbildung Ursachenerklä-
rung, Befunderhebung, Diagnostik und 
Behandlungsmethoden psychischer Stö-
rungen. In diesen Bereichen verfügen 
Psychologen und Ärzte über eine ver-
gleichbare Sachkunde. Während Psychi-
ater darüber hinaus befugt sind, psychi-
sche Störungen medikamentös zu behan-
deln, besitzen Psychologen einen weite-
ren Ausbildungsschwerpunkt im Bereich 
Forschungsmethodik, Statistik und Test-
psychologie – Bereiche, die für die Vor-
hersage menschlichen Verhaltens von 
zentraler Bedeutung sind, wie die Ent-
wicklung standardisierter Prognoseins-
trumente in den letzten Jahren verdeut-
licht [4]. 

Darüber hinaus besteht für beide 
Professionen die Möglichkeit, bei Bedarf 
ein ergänzendes Zusatzgutachten bei 
der jeweils anderen Berufsgruppe anzu-
fordern. Auch in der aktuellen Litera-
tur wird die Bedeutsamkeit interdiszip-
linärer Zusammenarbeit in der Begut-
achtungspraxis, bei Aus- bzw. Fortbil-
dung sowie dem Qualitätsmanagement 
thematisiert (z.B. Brettel [3]). Demnach 
setzt hier Qualifikation eine (langjähri-
ge) Befassung mit dem Betrachtungsge-
genstand „Kriminalprognose“ voraus, 
während das Merkmal der Fachzugehö-
rigkeit in den Hintergrund tritt. Neben 
der gegenstandsbezogenen Qualifizie-
rung werden interdisziplinäre Qualifi-
kationsprogramme bzw. ein interdiszip-
linäres Qualitätsmanagement angestrebt, 
da im Bereich der Kriminalprognose 
Wissen aus unterschiedlichen Diszip-
linen notwendig ist. Nach Rettenberger 
et al. [5] spiegelt sich dies bspw. auch in 
der interdisziplinär ausgerichteten For-
mulierung von Mindestanforderungen 
für Prognosegutachten [1]. Diese weisen 
ebenfalls auf die Notwendigkeit des fach-
lich fundierten interdisziplinären Dis-
kurses zur Gewährleistung von Wissen-
schaftlichkeit in der (Weiter-)Entwick-
lung der forensischen Prognosemethodik  
hin.

Daraus ergibt sich folgende Übersicht 
der qualifizierten Berufsgruppen:
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Neben diesen rechtlichen und qualifi-
kationsbezogenen Aspekten sind die in der 
StPO und den Maßregelvollzugsgesetzen 
(z. B. im MVollzG Rheinland-Pfalz) aufge-
führte forensische Sachkunde und Erfah-
rung von maßgeblicher Bedeutung. Dabei 
geht es um spezifisches Wissen in Bezug 
auf delinquenzrelevante Störungsbilder, die 
Formulierung von Delikthypothesen, das 
Erkennen sich daraus ergebender Anfor-
derungen für das Risikomanagement, die 
dahingehend dezidierte Beurteilung von 
Behandlungsverläufen und Anwendung 
des Risikomanagements in den eng struk-
turierten und kontrollierten Strukturen 
freiheitsentziehender Einrichtungen.

Gemäß § 246a StPO ist vor der Ent-
scheidung über eine Unterbringung ein 
Sachverständiger über den Zustand des 
Angeklagten und die Behandlungsaus-
sichten zu vernehmen – eine Spezifika-
tion bzgl. der Profession wird hier nicht 
getroffen. Nach § 463 Abs. 4 StPO soll es 
sich hierbei nur um ärztliche oder psy-
chologische Sachverständige handeln, die 
über forensisch-psychiatrische Sachkun-
de und Erfahrung verfügen.

Im Weiteren ist, unabhängig von der 
Profession, die Einhaltung aktueller wis-
senschaftlicher Standards in Form der 
Mindestanforderungen für Prognose- [1] 
und Schuldfähigkeitsgutachten [2] not-

wendig, die ebenfalls die Erfüllung der 
gesetzlichen Anforderungen sicherstel-
len. 

Fazit 

Zusammenfassend kann festgestellt wer-
den, dass forensisch erfahrene Sachver-
ständige mit einem abgeschlossenen 
Psychologie- oder Medizinstudium gesetz-
lich legitimiert und – spezifische Weiter- 
und Fortbildung vorausgesetzt – qualifi-
ziert sind, Gutachten zur Frage der Prog-
nose zu erstellen.

Im Weiteren macht es insbeson-
dere die im Zuge der Novellierung des 
§ 63 StGB gestiegene Gutachtenfrequenz 
erforderlich, den Kreis der beauftragten 
Sachverständigen zu erweitern, um den 
gesetzlichen Anforderungen gerecht wer-
den zu können.
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